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Beridit 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung 

(1. Ausschuß) 

- Wahlprüfungsangelegenheiten - 

über den Wahleinspruch des Wilhelm Ackermann, 
Nördlingen, gegen die Gültigkeit der Wahl zum 
4. Deutschen Bundestag vom 17. September 1961 

- Az. 19/61 - 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Dittrich 


Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entschei- 
dung treffen. 


Bonn, den 25. April 1962 

Der Ausschuß für Wahlprüfung, 
Immunität und Geschäftsordnung 

Ritzel Dr. Dittrich 

Vorsitzender Berichterstatter 


Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 
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B eschluß 


In der Vv^ahlanfcchtungssacbe - Az. 19/61 - des 
Whlhelm Ackermann, Nördlingen, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 4. Deutschen 
Bundestag vom 17. September 1961 

hat der Deutsche Bundestag in seiner 

Sitzung am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 

Tatbestand 

1. Der EinspruchsfQhrer hat mit Schreiben vom 
18. September 1961 Einspruch eingelegt und ihn 
begründet. 

Er behauptet: 

Die Bundestagswahl sei nichtig. 

Zur Begründung trägt er vor: 

Das deutsche Volk habe sich am 31. Juli 1919 
durch seine verfassunggebende Nationalver- 
sammlung zu seiner Einheit, Freiheit und Freizü- 
gigkeit unter Aufhebung der Rcichsverfassung 
vom 16. April 1871 eine neue Verfassung gege- 
ben. Diese Verfassung sei auch heute noch in 
Kraft. Alle späteren, diese Verfassung außer 
Kraft setzenden Verfassungen seien nichtig und 
aus diesem Grunde auch die auf Grund des Ar- 
tikels 38 GG erfolgte zum 4. Deutschen Bundes- 
tag. 

Er beantragt, die am 17. September 1961 durchge- 
führte Wahl für unzulässig und deswegen für un- 
gültig zu erklären. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat den Einspruch in 
öffentlicher mündlicher Verhandlung behandelt, 
zu der der Einspruchsführer persönlich erschienen 
war. Von den gemäß § 6 Wahlprüfungsgesetz am 
Verfahren Beteiligten waren der Bundesminister 
des Innern und der Bundeswahlleiter vertreten; 
sie halten den Einspruch für nicht begründet. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und begründet wor- 


den. Der Einspruch ist zulässig, aber nicht begrün- 
det. 

Der Einspruch ist offensichtlich unbegründet, da 
das Außerkrafttreten der Weimarer Verfassung au- 
ßer der ausdrücklich in das Grundgesetz aufgenom- 
menen Artikel unbestritten ist. Mit der Aufnahme 
dieser Artikel in Artikel 140 GG wurde ausdrück- 
lich zum Ausdruck gebracht, daß im übrigen die 
Weimarer Verfassung keine Geltung mehr haben 
sollte. Eine frühere Verfassung braucht, um ihre 
Gültigkeit zu verlieren, nicht ausdrücklich aufgeho- 
ben zu werden. Nach übereinstimmender Lehre 
kann eine Verfassung auch durch längere Nicht- 
anwendung ohne äußeren Zw'ang ihre Gültigkeit 
verlieren. Davon ist der Grundgesetzgeber ausge- 
gangen, Er hat keine Änderung der Weimarer Ver- 
fassung gewollt, sondern eine völlig neue Verfas- 
sung geschaffen, wie dies aus der Präambel zum 
Grundgesetz ersichtlich ist. 

Die Rechtfertigung seines Bestandes und seiner Le- 
galität gewinnt das Grundgesetz aus der Art sei- 
nes Zustandekommens nach demokratischen Grund- 
sätzen und aus der Tatsache, daß es wirklich 
angewendet und beachtet wird. Das Grundgesetz ist 
im Verhältnis zum früheren Verfassungsrecht völlig 
selbständig und will die politische Grundordnung 
erschöpfend unter Aufhebung entgegenstehender 
Normen des gleichen Bereichs behandeln; es ist also 
eigenständig und unabgeleitet. 

Der Auffassung des Einspruchsführers kann also 
nicht gefolgt werden, daß aus der Nichtigkeit des 
Grundgesetzes auch die Ungültigkeit der Wahl zum 
4. Deutschen Bundestag herzuleiten sei. 

Der Einspruch war daher zurückzuweisen. 


Rechtsmitteibelehrung 

Gegen diesen Beschluß ist gemäß § 48 des Gesetzes 
über das Bundesverfassungsgericht vom 12. März 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243) das Rechtsmittel der 
Beschwerde an das Bundesverfassungsgericht binnen 
einem Monat nach Erlaß dieses Beschlusses unter 
den im § 48 des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes 
angegebenen Voraussetzungen möglich. 
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